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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der 2012 eingereichten Standesinitiative „Prostitution ist nicht sittenwidrig“
forderte der Kanton Bern den Bund auf, Verträge zur Erbringung einer sexuellen
Handlung gegen Entgelt durch eine entsprechende Gesetzesbestimmung als
rechtsgültig zu erklären. Dadurch soll sowohl der Rechtsschutz der betroffenen
Personen gestärkt als auch ein Beitrag zur Bekämpfung des Menschenhandels geleistet
werden. Die Rechtskommissionen beider Räte hatten der Initiative 2013 Folge gegeben.
Im September 2015 verlängerte der Ständerat auf Antrag seiner Kommission die Frist für
die Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Wintersession 2017. Die Kommission
wollte ihre Arbeit am Erlassentwurf nicht fortsetzen, bevor sie vom Bericht des
Bundesrates  über die Problematik von Prostitution und Menschenhandel zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung (in Erfüllung diverser Postulate) Kenntnis haben werde.

Im Januar 2016 befasste sich die RK-SR erneut mit dem Berner Anliegen und beantragte
ihrem Rat, die Standesinitiative abzuschreiben. In der Argumentation stützte sie sich
auf einen Entscheid des Bezirksgerichts Horgen vom 9. Juli 2013, in welchem das
Gericht entschied, die Sittenwidrigkeit gemäss Artikel 20 OR könne bei der Forderung
einer Prostituierten gegenüber ihrem Freier heute nicht mehr bejaht werden. Die
Kommission sah darin die Bestätigung, dass das Anliegen der Standesinitiative in der
heutigen Rechtsprechung umgesetzt werde und eine gesetzliche Festschreibung
deshalb nicht notwendig sei. Ausserdem könnten durch die gesetzliche Normierung des
Konstruktes „Prostitution“ neue Lücken und Rechtsunsicherheiten hinsichtlich der
Vertragsauslegung entstehen, womit der effektive Nutzen für die Prostituierten in Frage
gestellt würde. Der Ständerat und später auch der Nationalrat folgten dieser
Argumentation und schrieben die Standesinitiative ab. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
KARIN FRICK

Aufgrund der positiven Erfahrung mit dem in der Zivilprozessordnung festgelegten
Schlichtungsverfahren forderte der Kanton Bern in einer Standesinitiative, den
Kantonen solle die Möglichkeit gegeben werden, das Erfolgsmodell
Schlichtungsverhandlung auszubauen, so dass die Schlichtungsbehörden auch in
Streitfällen mit höherem Streitwert als bisher vorgesehen einen Entscheid fällen
können. Der Ständerat gab der Initiative keine Folge mit der Begründung, man wolle nur
grosse und dringliche Probleme betreffend die Zivilprozessordnung angehen, bevor die
laufende Praxistauglichkeits-Evaluation abgeschlossen ist. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
KARIN FRICK

Wie schon zuvor ihre Schwesterkommission war auch die RK-NR dem Anliegen des
Kantons Bern, das Erfolgsmodell Schlichtungsverhandlung auszubauen, nicht
grundsätzlich abgeneigt, wollte jedoch die Ergebnisse der laufenden Gesamtevaluation
der Zivilprozessordnung abwarten, bevor daran weitere Anpassungen vorgenommen
würden. Der Nationalrat folgte in der Wintersession 2017 seiner Kommission und gab
der Initiative keine Folge. Da sie im Vorjahr bereits vom Ständerat abgelehnt worden
war, war sie somit erledigt. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK

Mit einer Standesinitiative (Kt.Iv. 20.312) verlangte der Kanton Solothurn eine
bundesrechtliche Grundlage, damit die kantonalen Behörden kostendeckende
Gebühren im Zivilstandswesen verrechnen dürfen. Die jetzigen vom Bund festgelegten
Gebührentarife lägen nämlich – auch angesichts der immer komplexer werdenden
Verfahren – weit unter den tatsächlich anfallenden Kosten. Die RK-SR lehnte die
Initiative im Februar 2021 einstimmig ab. Sie war der Ansicht, dass das
Kostendeckungsprinzip den Behörden lediglich verbiete, Gewinne zu erwirtschaften,
ihnen aber keine Garantie gegen Verluste gewähre. Gleichzeitig anerkannte sie jedoch
die Notwendigkeit, die Gebührenstruktur regelmässig zu überprüfen. Entsprechend
reichte sie eine Kommissionsmotion (Mo. 21.3024) ein, die den Bundesrat mit einer
solchen Überprüfung beauftragen wollte. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.02.2021
KARIN FRICK
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In der Wintersession 2021 kam der Nationalrat als Zweitrat dem Antrag seiner
Rechtskommission nach und gab der Standesinitiative des Kanton Solothurns (Kt.Iv.
20.312) bezüglich der Kostenstruktur im Zivilstandswesen keine Folge. Stattdessen
überwies er eine Motion der RK-SR, die eine Überprüfung der Kostenstruktur im
Zivilstandswesen sowie eine allfällige Anpassung der Tarife zum besseren
Kostendeckungsgrad forderte. SVP-Nationalrat Thomas Aeschi (svp, ZG) hatte im Namen
seiner Partei dagegen argumentiert, dass das Problem der zu tief angelegten
Gebührentarife nur für Zivilstandsämter bestehe, welche die «Kostenseite nicht im
Griff» hätten. Eine Gebührenerhöhung belaste in diesem Fall die Bevölkerung verstärkt
aber grundlos mit Steuern, Abgaben und Gebühren. Ausserhalb der SVP-Fraktion
konnte er damit jedoch nicht überzeugen. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.12.2021
CATALINA SCHMID

1) AB NR, 2016, S. 1189; AB SR, 2015, S. 884; AB SR, 2016, S. 215 f.; Bericht des Bundesrates "Prostitution und Menschenhandel
zum Zweck der sexuellen Ausbeutung"; Kommissionsbericht RK-SR vom 01.09.2015; Kommissionsbericht RK-SR vom
11.01.2016
2) AB SR, 2016, S. 1249; Kommissionsbericht RK-SR vom 30.08.2016 (16.302)
3) AB NR, 2017, S. 2149; Kommissionsbericht RK-NR vom 20.10.17
4) Kommissionsbericht RK-SR vom 22.2.21
5) AB NR, 2021, S. 2383; Bericht der RK-NR vom 19.11.21
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